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Die Bergakademie Freiberg und ihre Verbindung zur Industrie in den 




Hochschulstatuten sind die Ordnungen der Hochschulen. Sie sind Leitlinien und formulieren 
Paradigmen, die Einfluss auf politische und gesellschaftliche Prozesse haben können.1 Zwischen 
1945 und 1990 erlangten an der Bergakademie sechs Statuten beziehungsweise Ordnungen 
Rechtskraft: 1947 eine Vorläufige Satzung, im Mai 1949 eine Vorläufige Arbeitsordnung, im 
September 1955 ein erstes Statut, 1970 die Verordnung über die Aufgaben der Universitäten, 
wissenschaftlichen Hochschulen und wissenschaftlichen Einrichtungen mit Hochschulcharakter. 
Das Statut vom 13. Dezember 1973 war bis 1989 gültig. Eine im Januar 1989 ausformulierte 
weitere Satzung änderte allerdings nur wenig.2 Dieses Statut bestand bis 1990, als mit der 
Wiedervereinigung die Hochschule umgestaltet wurde. 
    Zunächst sind die ökonomischen Beweggründe der Dritten Hochschulreform zu hinterfragen. 
Die Reform führte zu bedeutenden Veränderungen an den Hochschulen. Die Neuerungen 
wurden an der Bergakademie in der Verordnung von 1970 und dem Statut von 1973 festgehalten. 
Ziel der Hochschulreform war es, neben der politisch-ideologischen Durchdringung, eine engere 
Zusammenarbeit der Hochschulen mit der Praxis zu erreichen. Eine dadurch effektivierte 
Forschungs- und Entwicklungsarbeit befördere die Volkswirtschaft, so die Annahme. Der 
Bergakademie Freiberg bescheinigte man von jeher eine enge Verbindung zur Industrie.3 Zu 
fragen ist, welche Festschreibungen sich in der Verordnung von 1970 und dem Statut von 1973 
finden, die zur verstärkten Zusammenarbeit mit der Praxis führen sollten. Zwei Institutionen der 
Hochschulreform, die Sektionen und der Gesellschaftliche Rat, sind in diesem Zusammenhang 
maßgeblich. Anhand der ersten Sektion der DDR überhaupt, der Sektion Erdöl-Erdgas an der 
Bergakademie, können zudem die Bedenken einiger Wissenschaftler hinsichtlich der künftigen 
Leiteinrichtung und bezüglich der probeweise eingeleiteten Maßnahmen zur engeren 
Verknüpfung von Hochschule und Industrie verdeutlicht werden. Eine Analyse der 
Kooperationen von Bergakademie und Industrie vor und nach der Hochschulreform folgt diesen 
Ausführungen. In diesem Zusammenhang werden das Freiberger Arbeitsprogramm von 1958 
und die Diskussionen um den Kadermangel Ende der 1950er Jahre dargestellt. 
                                                 
1    Vgl. Kaiser / Mestrup: Einleitung, in: Traditionen, Brüche, Wandlungen, S. 593. 
2    Vgl. Hempel: Studienarbeit, S. 27. 
3    Vgl. Schlegel: Wissenschaftliche Leistungen, S. 106. 
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I. Die Dritte Hochschulreform und die Statuten 
 
Der Begriff Dritte Hochschulreform ist eine nachträgliche Konstruktion. Als Erste wird die 
Entnazifizierung der Hochschulen zwischen 1945 und 1948 bezeichnet. Die Zweite 
Hochschulreform beschreibt die verschiedenen Maßnahmen, die im Anschluss an die vierte 
Tagung des ZK der SED in den Jahren 1951 und 1952 folgten: das obligatorische marxistisch-
leninistische Grundlagenstudium, die Pflichtfächer Russisch und Sport sowie die Einführung der 
Seminargruppen. Die Dritte Hochschulreform, umgesetzt zwischen 1967 und 1971, sollte die 
Umbildungen hin zur „sozialistischen Hochschule“4 abschließen und prägte das Hochschulwesen 
der DDR bis zur Wiedervereinigung. 
    Die Dritte Hochschulreform war eine deutliche Zäsur in der Geschichte des ostdeutschen 
Hochschulwesens. Das traditionelle Fakultäts- und Institutssystem wurde abgeschafft, die 
Hochschulen und Universitäten so grundlegend umgeformt.5 Die Strukturveränderungen der 
Hochschulen waren Bestandteil einer umfassenden Reorganisation der Bildungs- und 
Wissenschaftsinstitutionen der DDR, die in engem Zusammenhang mit der Wirtschaftsreform 
der 1960er Jahre standen. Das politische Grundanliegen der Reform war die Gestaltung eines 
sozialistischen Hochschulsystems unter den Bedingungen der „wissenschaftlich-technischen 
Revolution“. Die SED-Führung erhoffte sich, die Aus- und Weiterbildung sowie die 
Forschungstätigkeit der Hochschulen entscheidend zu verbessern.6 
 
Wirtschaftsreformen und Neugestaltung des Hochschulwesens 
 
Die Dritte Hochschulreform ist im Kontext der Reformen der sozialistischen Planwirtschaft in 
den 1960er Jahren zu sehen. Diese schienen selbst der DDR-Führung unumgänglich; trotz 
Schließung der Grenze 1961 und der damit vermeintlich abgeschlossenen „Störfreimachung“ 
hielten die Versorgungs- und Wachstumsschwierigkeiten der DDR-Wirtschaft an.7  
    Walter Ulbricht kündete auf dem 6. Parteitag der SED im Januar 1963 die neue 
Wirtschaftspolitik an.8 Obwohl dies innerhalb der SED umstritten war, stimmte der Parteitag in 
vielen Beschlüssen zu. 1963 arbeitete Erich Apel, der Vorsitzende der Staatlichen 
                                                 
4     Vgl. Stutz/ Kaiser/ Hoßfeld: Jena als Experimentierfeld, in: Hochschule im Sozialismus, S. 297. 
5   Vgl. vertiefend hierzu die jüngsten Erscheinungen: Kaiser: Die „Dritte Hochschulreform“, in: Traditionen, 
Brüche, Wandlungen, S. 687-699; Lambrecht: Die III. Hochschulreform; Pohl: Hochschulreform im Zeichen 
des Klassenkampfes, S. 173-215; Schulz: „Sozialistische Wissenschaft“; Stutz / Kaiser / Hoßfeld: Jena als 
Experimentierfeld, in: Hochschule im Sozialismus, S. 288-319. 
6     Vgl. Seifert: Strukturelle Veränderungen, in: Hochschule im Sozialismus, S. 320.  
7     Vgl. Steiner: Von Plan zu Plan, S. 124ff. 
8     Vgl. Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 74ff.  
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Plankommission (SPK), die Reform der Planwirtschaft aus. Ende Juni 1963 beschloss das 
Zentralkomitee (ZK) der SED die Richtlinie für das neue ökonomische System der Planung und 
Leitung der Volkswirtschaft (NÖSPL). Schließlich genehmigte der Staatsrat der DDR am 15. Juli 
1963 die Wirtschaftsreform.9 
    Ziel der Reform war es, die Effizienz des Wirtschaftssystems mittels veränderter 
Lenkungsmechanismen zu erhöhen. Der flexibler gestaltete Plan blieb das entscheidende 
Lenkungsinstrument.10 Neu war die Kombination von zentraler Leitung der Wirtschaft und 
indirekter Steuerung der Betriebe durch ein „System ökonomischer Hebel“. Den Betrieben 
wurde unter anderem eine stärkere Eigenständigkeit zugestanden. Weiterhin gab es Anreize in 
Form von Leistungsprämien für Arbeiter. Ohne die Grundlagen der Marktwirtschaft 
einzuführen, simulierte die Reform also marktwirtschaftliche Mechanismen. Die 
Reformbemühungen des NÖSPL und seiner Modifizierungen im Jahr 1967 zum Ökonomischen 
System des Sozialismus (ÖSS) waren in wirtschaftlicher Hinsicht erfolgreich. So stieg die 
Arbeitsproduktivität. Die Aufwertung der dezentralen Einheiten, wie der Betriebsleitungen, ging 
jedoch zulasten der zentralen Instanzen. Dies schien den Machtanspruch der SED zu gefährden. 
1971 schlug das ZK einen neuen wirtschaftspolitischen Kurs ein, der die Reformen rückgängig 
machte. Es folgte die Rückkehr zum System detaillierter Vorgaben und Plankennziffern.  
    Zu Beginn der Wirtschaftsreform, auf dem 6. Parteitag, verabschiedete die SED ebenfalls ein 
neues Parteiprogramm. Die SED, die sich dem wissenschaftlichen Sozialismus verpflichtet sah, 
erklärte darin die Wissenschaft zur unmittelbaren Produktivkraft. Die Partei stellte damit einen 
Zusammenhang her zwischen der Geschwindigkeit, mit der wissenschaftliche Erkenntnisse in die 
Praxis umgesetzt würden und der Höhe der Arbeitsproduktivität der DDR-Wirtschaft.11 
    Hochschulen und Universitäten nahmen fortan eine Schlüsselstellung in der Verbindung von 
Wissenschaft mit der Wirtschaft ein. Sie bildeten Fach- und Führungskräfte für die Industrie und 
künftige Wissenschaftler aus und sollten mit eigenen Forschungen die Innovationstätigkeit 
erhöhen.12 Die Grundsätze des NÖSPL, der Einsatz „ökonomischer Hebel“, wurden auf die 
Ausbildung und Forschung an den Hochschulen übertragen. Besondere Leistungen von 
Hochschullehrern und wissenschaftlichem Nachwuchs wurden mit Sonderausstattungen für die 
Sektion, zusätzlichem Urlaub, Auslandsreisen oder staatlichen Auszeichnungen belohnt. Das 
Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen erstellte einen Perspektivplan, der die 
                                                 
9    Vgl. zur DDR-Wirtschaftsreform der 1960er Jahre: Steiner, Andre: Die DDR-Wirtschaftsreform der sechziger 
Jahre. Konflikt zwischen Effizienz- und Machtkalkül, Mannheim 1999. 
10    Vgl. zu folgenden Ausführungen: Steiner: Von Plan zu Plan, S. 131ff. 
11    Vgl. Förtsch: Wissenschafts- und Technologiepolitik, S. 25; vgl. auch: Lambrecht: Die III. Hochschul-reform, S. 
79ff. 
12     Vgl. zu folgenden Ausführungen: Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 74ff. 
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Entwicklung von Bildung und Erziehung, zu fördernde Wissenschaftsgebiete sowie Investitionen 
festlegte und der sich eng mit der Praxis koordinierte. Mittels der „Produktivkraft Wissenschaft“ 
sollte die Arbeitsproduktivität über das Niveau der Bundesrepublik gesteigert und letztlich die 
Überlegenheit des sozialistischen Systems bewiesen werden. 
 
Die Prinzipien zur weiteren Entwicklung der Lehre und Forschung an den Universitäten und Hochschulen 
 
Mit der Neugestaltung des Wirtschaftssystems ging die Reform des Bildungswesens einher. Am 
25. Februar 1965 verabschiedete die Volkskammer das Gesetz über das einheitliche sozialistische 
Bildungssystem, das den Inhalt und die Organisation des Bildungswesens bis zum Ende der 
DDR festschrieb.13 Anschließend formulierte das 11. Plenum des ZK der SED Mitte Dezember 
1965 die „Prinzipien zur weiteren Entwicklung der Lehre und Forschung an den Universitäten 
und Hochschulen der DDR“.14 Die „Prinzipien“ halfen, das Gesetz über das einheitliche 
sozialistische Bildungssystem an den Hochschulen und Universitäten durchzusetzen. Das 
Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen forderte die Universitäten und Hochschulen 
auf, die beschlossenen Prinzipien zu diskutieren und zu beraten. Auch an der Bergakademie 
begannen entsprechende Diskussionen.15 Am 10. April 1966 lagen die Stellungnahmen der 
Fakultäten zu den „Prinzipien“ vor, die die Hochschulleitung an das Staatssekretariat für Hoch- 
und Fachschulwesen weiterreichte.16 
    Schließlich veröffentlichte das Staatssekretariat im Oktober 1966 die überarbeiteten 
„Prinzipien“. Lehre und Forschung waren danach „entsprechend der prognostischen 
Einschätzung der Bedürfnisse der Volkswirtschaft, der Wissenschaften und der gesellschaftlichen 
Entwicklung“17 auszubauen, so dass neben wirtschaftlichem Zuwachs auch sozialistische Kader 
ausgebildet werden sollten, „die schöpferisch und parteilich für die sozialistische Gesellschaft 
arbeiten.“18 Die „Prinzipien“ schrieben die künftigen Anforderungen an die Hochschullehrer und 
Studenten fest. 
    Die künftige Sektionsbildung war bereits in den Prinzipien verankert. „Die Sektion ist eine 
Organisationsform der sozialistischen Gemeinschaftsarbeit mit langfristigen Aufgaben in Lehre, 
Erziehung und Forschung. Sie ist die komplexe Zusammenfassung des wissenschaftlichen 
                                                 
13    Vgl. Hempel: Studienarbeit, S. 25. 
14    Ebd.  
15   Vgl. Maßnahmeplan zur Führung und Diskussion der Prinzipien, UAF (Universitätsarchiv TU Berg-akademie 
Freiberg), I A 292/ 5, Blatt 6. Die Diskussionen fanden im Frühjahr 1966 im Senat, im Professorenkollegium, in 
den Fakultäten sowie in den Fakultätsvollversammlungen statt.  
16    Ebd. 
17    Hempel: Studienarbeit, S. B 67.  
18    Ebd.  
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Potentials von Instituten, Abteilungen und Arbeitsgruppen eines oder verschiedener 
Wissenschaftsgebiete […]“19 An den Hochschulen wurden Sektionen über Fakultätsgrenzen 
hinaus nach den jeweiligen Schwerpunkten in Lehre und Forschung gebildet. Als die Prinzipien 
im Dezember 1965 öffentlich wurden, bestand die Sektion Erdöl-Erdgas an der Bergakademie 
bereits ein paar Wochen. 
 
Die Sektion Erdöl-Erdgas - ein Beitrag zur Hochschulreform? 
 
Der Senat beschloss auf seiner außerordentlichen Sitzung am 12. November 1965, an der auch 
der Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen Ernst-Joachim Gießmann teilnahm, 
einstimmig die Gründung der Sektion Erdöl-Erdgas an der Bergakademie.20 Der Rektor erläuterte 
die Notwendigkeit einer Sektion Erdöl-Erdgas und beteuerte, dass diese Sektion „eine 
Organisationsform im Bereich des Hochschulwesens der DDR [ist]“.21 Walter Ulbricht hatte der 
Bergakademie im November 1965 den Auftrag erteilt, anlässlich der 200-Jahr-Feier eine „Pilot“ 
Sektion Erdöl-Erdgas zu bilden.22 Die Sektion Erdöl-Erdgas war die erste Sektion im DDR-
Hochschulwesen. Nach Ernst Schlegel spielte dadurch die Bergakademie in dem vorbereitenden 
Prozess der Hochschulreform „eine gewisse Vorreiterrolle“.23 Bisher ist lediglich belegt, dass die 
gesammelten Erfahrungen in der Anwendung der „Prinzipien“ an drei, vorher festgelegten 
Hochschulen, der Universitäten in Berlin und Jena sowie der Technischen Hochschule in 
Magdeburg, in das weitere Vorgehen zur Reformierung aller Hochschulen der DDR einflossen.24 
    Am 15. November 1965 wurde die drei Tage zuvor erfolgte Sektionsgründung, anlässlich der 
200-Jahrfeier der Bergakademie, in der Freien Presse veröffentlicht.25 Ziel der Sektionsgründung 
war es danach, eine effizientere Kooperation zwischen der industriellen Praxis und anderen 
Forschungseinrichtungen herzustellen. Die Sektionsbildung ist im Zusammenhang mit der 
Konzentration auf die Energieträger Erdöl und Erdgas im Rahmen des Chemieprogramms Ende 
                                                 
19    Hempel: Studienarbeit, S. B 76.  
20    Vgl. Außerordentliche Sitzung des Senats am 12.11.1965, UAF, I A 292/ 4, Blatt 27. 
21    Ebd. 
22    Vgl. Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 119. 
23  Schlegel: Wissenschaftliche Leistungen, S. 108. Siehe auch: Protokoll der Gründungssitzung der Sektion 
Geowissenschaften am 9.6.1967, UAF, II 8 e 4: Anhand des Protokolls kann dieser Eindruck entstehen. Darin 
dankt ein Vertreter des Staatssekretariats für Hoch- und Fachschulwesen der Sektion Erdöl-Erdgas für die 
geleistete Arbeit, die wesentlichen Einfluss auf die Entwicklung neuer Leitungsstrukturen ausgeübt haben soll. 
Inwiefern dem Staatssekretariat tatsächliche Anregungen gegeben wurden, muss mittels Akten aus dem 
Bundesarchiv noch verifiziert werden. 
24   Vgl. Das Grundanliegen der Hochschulreform, in: Grundmaterialien der Hochschulreform, UAF, II 8 d 7, 
unpaginiert. Siehe auch: Stutz / Kaiser / Hoßfeld: Jena als Experimentierfeld, in: Hochschule im Sozialismus, S. 
289: Die Universitäten Jena und Berlin sowie die TH Magdeburg waren Anfang 1968 drei „Experimente“, deren 
Erfahrungen anderen Hochschulen zugänglich gemacht werden sollten. 
25    Vgl. Gründung Sektion Erdöl-Erdgas, UAF, II 8 e 2, unpaginiert.   
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der 1950er Jahre zu sehen.26 Rektor Wrana beschrieb die Aufgabe der Sektion in der 
außerordentlichen Sitzung des Senats: „Aufgabe dieser Sektion ist die Zusammenfassung aller 
Institute, die an der komplexen Aufgabe der Suche, Erkundung und Verarbeitung von Erdöl und 
Erdgas mit beteiligt sind. Dadurch sollen die großen und schwierigen Aufgaben dieses 
Komplexes gelöst und zum Erfolg geführt werden.“27 
    In der Sektion Erdöl-Erdgas wurden die Institute für Geologie, für Erdölgeologie, für 
Brennstoffgeologie, für Mineralogie und Lagerstättenlehre, für Angewandte Geophysik, für 
Planung und Leitung der geologischen Erkundung, für Tiefbohrtechnik und Erdölgewinnung 
zusammengefasst. Leiter der Sektion wurde Werner Arnold.28 Die Sektion arbeitete außerdem mit 
dem Institut für Geophysikalische Erkundung und Geologie der Karl-Marx-Universität Leipzig 
an der Erkundung von Erdöl und Erdgas in der DDR.29 
    Da es bisher kein Vorbild gab, wählte die Sektion ihren Arbeitsstil und entwarf ihr Statut 
selbst.30 Die Sektion sah sich als Entlastung der Fakultäten. Doch durch sie sollte die 
Eigenständigkeit der Institute bereits eingeschränkt werden.31  
    Unmittelbar nach der Konstituierung, stellte die Sektion die Verbindung mit dem zuständigen 
Industriezweig, der Vereinigung Volkseigener Betriebe (VVB) Erdöl-Erdgas her. Vertreter der 
Sektion reisten nach Gommern, um mit dem Generaldirektor Fragen der Zusammenarbeit zu 
klären.32 Eine vorläufige Arbeitsordnung trat am 1. Dezember 1965 in Kraft. Darin wurden die 
Aufgaben der Sektion beschrieben. Neben der Ausbildung von Absolventen für die 
Erdölindustrie und in den staatlichen Institutionen, hatte die Sektion bei der Lösung von 
Schwerpunktaufgaben der Industrie zu helfen und zuständige Stellen der Erdöl-Industrie, des 
Volkswirtschaftsrates sowie der Staatlichen Plankommission zu beraten, „damit die Industrie zu 
einer grundlegenden Verbesserung der technisch-ökonomischen Situation gelangt.“33 Neben der 
Beratung der Entscheidungsgremien waren der fachliche Austausch zwischen Wissenschaftlern 
und Vertretern der Erdölindustrie in Vorträgen und Diskussionen, die Anfertigung von Studien- 
                                                 
26    Vgl. Fraunholz: „Produktivkraft Wissenschaft“, S. 34. 
27    Außerordentliche Sitzung des Senats am 12.11.1965, UAF, I A 292/ 4, Blatt 27. 
28   Vgl. Außerordentliche Sitzung des Senats am 12.11.1965, UAF, I A 292/ 4, Blatt 27: Professor Dr. Werner 
Arnold, geboren 1920, war damals Dekan der Fakultät Bergbau sowie Professor für Bergbaukunde und 
Tiefbohrtechnik. Er galt als Experte auf dem Gebiet der Tiefbohrtechnik und der Erdöl-Erdgasgewinnung. Er 
wirkte in verschiedenen Gremien der VVB Erdöl/ Erdgas, des Ministeriums für Geologie, des Ministeriums für 
Kohle und Energie, des VVB Gaskombinat Schwarze Pumpe und des VEB Mansfeldkombinat.  
29    Vgl. Notiz Sektion Erdöl-Erdgas, UAF, II 8 e 2, unpaginiert: Der VVB Erdöl-Erdgas arbeitete ebenfalls mit dem 
Institut für Geophysikalische Erkundung und Geologie der Karl-Marx-Universität Leipzig zusammen. Die 
Erkundung von Erdöl und Erdgas war eine dem Industriezweig gestellte Schwerpunktaufgabe. 
30    Vgl. Sektion Erdöl-Erdgas – Erste Erfahrungen mit einer neuen Form der sozialistischen Gemein-schaftsarbeit 
in Freiberg, in: Neues Deutschland, 21. Jg. 1966, Nr. 168 vom 21.6.1966, S. 5. 
31     Ebd. 
32     Vgl. Besuch VVB Erdöl-Erdgas Gommern, UAF, II 8 e 2, unpaginiert.  
33     Notiz Sektion Erdöl-Erdgas, UAF, II 8 e 2, unpaginiert. 
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und Diplomarbeiten sowie die Absolvierung des Ingenieurpraktikums durch Studierende 
vorgesehen. Werner Arnold wurde zudem in den Gesellschaftlichen Rat der VVB Erdöl-Erdgas 
berufen.34 
    Die Zusammenarbeit mit der Industrie und den Forschungseinrichtungen wurde über Verträge 
organisiert und kontrolliert. Am 29.4.1966 schlossen der Sektionsleiter Arnold und der 
Generaldirektor der VVB Erdöl-Erdgas, Kaulbars, einen Vertrag über die Zusammenarbeit 
zwischen der Sektion Erdöl-Erdgas und der VVB Erdöl-Erdgas. Der bereits bestehende 
Freundschaftsvertrag zwischen der Bergakademie und der VVB Erdöl-Erdgas wurde zu einer 
direkten Vereinbarung zwischen der Sektion und der VVB konkretisiert. Der Vertrag definierte 
unter anderem die Kaderentwicklung und die gemeinsame Forschungsarbeit.35 
    Am 15. Januar 1966 berichtete der Sektionsleiter Arnold dem stellvertretenden Staatssekretär 
für Hoch- und Fachschulwesen Tschersisch über den Vertragsabschluss. Daraufhin zeigte sich 
das Staatssekretariat voller Zuversicht, was die Sektion anbelangte: „Das Staatssekretariat 
betrachtet die Sektionen als eine Leitungsebene im Hochschulbereich. Sektionen sollen vor allem 
da gebildet werden, wo Schwerpunktaufgaben bestehen, die durch eine Gruppe von Instituten 
gebildet werden und die ein bestimmtes Arbeitsgebiet komplex bearbeiten.“36 Am 21. Januar 
1966 wurde ein Arbeitsplan für das erste halbe Jahr festgelegt und ein Sekretär der Sektion 
gewählt. Geplant waren regelmäßige Sitzungen, an denen auch Vertreter der VVB Erdöl-Erdgas 
teilnehmen sollten.37 
    Schon im Januar 1966 betrachtete das Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen die 
Sektion als Leiteinrichtung der Hochschule. Auf der vierten Sektionssitzung am 25. März 1966, 
wieder mit Vertretern des Staatssekretariats für Hoch- und Fachschulwesen, wurde allerdings 
deutlich, dass die geplanten Maßnahmen der künftigen Hochschulreform an der Bergakademie 
nicht nur auf Zustimmung stießen: „Für den Bericht zur Rektorenkonferenz wurde Magnifizenz 
von Herrn Arnold eine acht Punkte umfassende Vorlage über die Sektionsarbeit zugestellt. Der 
Punkt über die Sektion als Leitungsebene löste eine heftige Diskussion aus, an der sich die 
Herren Beyer (Staatssekretär für Hoch- und Fachschulwesen), Roselt, Müller, Militzer, Snarsky, 
Winterhoff und Arnold beteiligten. Dabei konnte über die Befugnisse und Aufgaben der Sektion 
in Lehre und Forschung sowie über die Stellung der Sektion zu den Fakultäten keine Einigung 
erzielt werden. Es wurde jedem Sektionsmitglied freigestellt, entsprechend dem Vorschlag von 
Herrn Snarsky, seine Vorstellung über die Stellung der Sektion schriftlich an Herrn Arnold zu 
                                                 
34    Ebd. 
35    Vgl. Vertrag der Zusammenarbeit vom 29.4.1966, Sektion Erdöl-Erdgas, UAF, II 8 e 2, unpaginiert. 
36   Vgl. Aussprache im Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen zwischen Professor Arnold und Staats-
sekretär Tschersisch am 15.1.1966, UAF, II 8 e 2, unpaginiert. 
37    Vgl. Notiz Sektion Erdöl-Erdgas, UAF, II 8 e 2, unpaginiert. 
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reichen.“38 An dieser Stelle wird deutlich, dass einige Wissenschaftler der Sektion Erdöl-Erdgas 
im Frühjahr 1966 die Stellung der Sektion als Leitungsebene in dieser Form noch nicht 
akzeptierten und davon ausgingen, sie hätten bei der Entscheidung mitzureden. 
    Die Stellungnahme Werner Arnolds auf der Versammlung des Professoren am 9. Dezember 
1966 drückte, ein halbes Jahr später, dagegen die Akzeptanz der Sektion als Leitungsebene aus. 
Arnold bestätigt eine verbesserte Zusammenarbeit der Institute in der Sektion und mit der 
Industrie: „Es ergaben sich schwierige Anfangsbedingungen, da bisher in der DDR noch kein 
Vorbild für eine solche Einrichtung vorhanden war. Als bisheriges Ergebnis kann eine bessere 
Zusammenarbeit der in der Sektion verankerten Institute sowie eine bessere vertraglich 
festgelegte Zusammenarbeit mit der Industrie verzeichnet werden.“39 Weiterhin seien auch SED 
und FDGB durch Mitglieder der Sektion vertreten.40 Die Sektion befand sich nun in der zweiten 
Phase ihrer Arbeit. Es wurden Arbeitsgruppen gebildet, die sich mit der Koordinierung der 
Forschung, den Studienplänen und Investitionen befassten. Dies geschah nach einem vorläufigen 
Sektions-Statut.41 
    Zwischenzeitlich wurden auf der vierten Hochschulkonferenz im Februar 1967 die 
modifizierten „Prinzipien“ als das „große Hochschulprogramm“ beschlossen. Daraufhin 
konstituierten sich in den Jahren 1967 und 1968 die Sektionen als neue Leitungsstruktur der 
Hochschulen. An der Bergakademie wurde am 9. Juni 1967 die Sektion Geowissenschaften an 
der Mathematisch-Naturwissenschaftlichen Fakultät gegründet. In der Sektion 
Geowissenschaften waren die Institute für Angewandte Geophysik, Geologie, Theoretische 
Physik und Geophysik, Mineralogie und Lagerstättenlehre als Träger der Sektion, die Institute für 
Planung und Leitung der Geologischen Erkundung, für Tiefbohrtechnik und Erdölgewinnung, 
für Bergbau und Geomechanik (Arbeitsbereich Geomechanik) und für Tagebaukunde 
(Arbeitsbereich Bodenmechanik) kooperativ zugeordnet.42 Johann Köhler, der erste Stellvertreter 
des Rektors, erklärte die eigenständige Sektion Erdöl-Erdgas für aufgelöst.43 Ihre Arbeit setzte sie 
in der Abteilung Erdöl-Erdgas des Institutes für Geologie fort.44 Das Institut für Geologie 
umfasste weiterhin die Abteilungen für Grundlagen der Erkundungsgeologie, für Hydrogeologie, 
für Ingenieurgeologie und für Geologie der festen Brennstoffe.45 Das Institut für Geologie 
gründete sich zugleich mit der Sektion Geowissenschaften am 9. Juni 1967 als erstes (und 
                                                 
38     Vierte Sitzung der Sektion am 25.3.1966, UAF, II 8 e 2, unpaginiert: Genaue Wortlaute sind nicht überliefert. 
39     Professorenkollegium 1966 – 1967, UAF, I A 295/ 1 Bd. 2., Blatt 142. 
40     Ebd.  
41     Ebd. 
42     Ebd. 
43     Ebd. 
44     Vgl. Notiz Sektion Erdöl-Erdgas, UAF, II 8 e 2, unpaginiert. Die Abteilung wurde am 14. Juli 1967 gegründet. 
45     Vgl. Protokoll der Gründungssitzung der Sektion Geowissenschaften, 9.6.1967, UAF, II 8 e 4, unpaginiert. 
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kurzlebiges) Großinstitut der Bergakademie.46 Ein Jahr später am 1. Juli 1968 stellte der Rektor 
die Gründung von 10 Sektionen sowie des Gesellschaftlichen und des Wissenschaftlichen Rates 
vor.47 
 
Der gesetzliche Abschluss der Hochschulreform: Die Verordnung von 1970 und das Statut von 1973 
 
Die einzelnen Schritte der Hochschulreform rund um die Sektionsgründung an der Bergakademie 
werden an dieser Stelle nicht näher aufgeführt.48 Mittels der Sektionen sollte erreicht werden, 
Lehre und Forschung auf bestimmte Schwerpunkte zu konzentrieren. Grundlage der 
Sektionsbildung waren die profilbestimmenden Wissenschaftsgebiete der Hochschule.49 Die 
Profilierung der Hochschule stellte ab 1967 daher einen Schwerpunkt der Arbeit dar. Die 
Bergakademie fokussierte sich in enger Anlehnung an die Anforderungen der Volkswirtschaft auf 
die Bereiche der Gewinnung, Aufbereitung und Verarbeitung von Rohstoffen.50 Die Profillinien 
variierten später etwas, je nach Perspektivplanvorgabe. Mit der Profilierung der Hochschule 1970 
war die Dritte Hochschulreform an der Bergakademie abgeschlossen. Die Bergakademie 
orientierte sich in Forschung und Lehre auf die Weiterentwicklung der Energieträgerstruktur, die 
Erkundung, Gewinnung und Verarbeitung von silikatischen Werkstoffen sowie auf die 
Weiterentwicklung der Werkstoffwissenschaften.51 
    Die Verordnung über die „Aufgaben der Universitäten, wissenschaftlichen Hochschulen und 
wissenschaftlichen Einrichtungen mit Hochschulcharakter vom 25. Februar 1970“ und die an 
den jeweiligen Hochschulen ausgearbeiteten Statuten bildeten den Abschluss des 
Maßnahmenpakets rund um die Dritte Hochschulreform. An der Bergakademie trat das Statut 
erst am 13. Dezember 1973 in Kraft. Die kurze Satzung basierte weitestgehend auf der 
Verordnung von 1970. Diese war das zentrale Dokument der Hochschulreform, bündelte sie 
doch die wesentlichen Reformergebnisse.52 Die Verordnung präzisierte zudem die durch die 
„Prinzipien“ bereits etablierten Neuerungen im Hochschulwesen. 
    Die Aufgaben, Stellung und Arbeitsweise der Hochschulen waren detailliert angeführt. Auch 
die wesentlichen Strukturveränderungen betreffend die Effektivierung der Beziehungen zwischen 
                                                 
46    Vgl. Schreiben von Prorektor Köhler an die Institutsmitglieder vom 27.6.1967, UAF, II 8 e 4, unpaginiert. 
47    Vgl. Führungskonzeption vom 1.10.1968, UAF, II 8 d 20, unpaginiert. 
48    Vgl. dazu für die TH Karl-Marx-Stadt: Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 105ff. 
49    Vgl. dazu auch Profilkommission, UAF, II 8 b, unpaginiert. 
50   Vgl. Pohl: Hochschulreform im Zeichen des Klassenkampfes, in: Schleiermacher/ Pohl: Medizin, Wissenschaft 
und Technik in der SBZ und DDR, S. 180. 
51  Vgl. Wächtler: III. Hochschulreform, in: Rektor (Hrsg.): Festschrift zur 225-Jahrfeier (unveröffentlichtes 
Manuskript), S. 97. 
52    Vgl. Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 105; vgl. auch: Gesetzblatt der DDR II, Nr. 26.  
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Hochschule und Industrie waren enthalten. Daneben kam es zur Neuordnung des Dienstrechts 
sowie der Dienstbezeichnungen und der akademischen Grade. Das zentralistische 
Leitungsprinzip wurde verankert.53 Symptomatisch war aber auch die Festschreibung der 
führenden Rolle der SED. Die Universitäten und Hochschulen unterlagen einer streng 
hierarchischen Gliederung und wandelten sich zur „sozialistischen Hochschule“.54 
    Grundsätzlich ist in der Verordnung von 1970 erkennbar, dass die Verwaltung der 
Hochschulen in zwei Leitungsebenen gegliedert wurde: Die erste Ebene bildeten das Rektorat 
mit dem Rektor, Erstem Prorektor, Sekretariat des Rektors, Büro des Rektors, Senat, 
Prorektorate, Direktorate und selbstständige Abteilungen. Die zweite Ebene wurde durch die 
Sektionen gebildet. Der Senat wurde abgeschafft. Ein neu geschaffener Wissenschaftlicher Rat 
wählte und beriet nun den Rektor. Ebenso neu waren der Gesellschaftliche Rat und das Konzil, 




Die grundlegendste Veränderung war die Bildung von Sektionen. Die bis zur Dritten 
Hochschulreform bestehende traditionelle Struktur der Zusammenfassung von 
Wissenschaftsgebieten in Fakultäten und innerhalb dieser in Institute wich zugunsten der in 
Sektionen unterteilten Wissenschaftsbereiche. 
    Im Vorfeld zirkulierten Gründe, die Sektionen einzuführen: manche Fakultäten, zum Beispiel 
an der HU Berlin, schienen zu groß, so dass sie nicht zusammen tagen und handeln konnten. 
Auch würde die Zersplitterung der Fakultäten in viele Institute eine effektive Arbeit verhindern 
und der angeordneten Schwerpunktbildung an den Hochschulen entgegenstehen. Vor allem aber 
wurde mit der Neuorganisation der Fakultäten zu Sektionen die Autonomie der Institute und 
ihrer Direktoren eingedämmt.56 
    Sektionen waren fortan die entscheidende Struktureinheit zur Planung, Organisation und 
Leitung der Ausbildung, Erziehung und Forschung an der Hochschule. Diese Veränderung zielte 
auf Rationalität und Planbarkeit.57 Mit der Gliederung in Sektionen verfolgte man eine engere 
Anlehnung an die jeweiligen Wissenschaftsbereiche. Neben der Ausbildung von Fachkräften 
                                                 
53    Vgl. Stutz / Kaiser / Hoßfeld: Jena als Experimentierfeld, in: Hochschule im Sozialismus, S. 288. 
54    Ebd., S. 297. 
55    Vgl. Seifert: Strukturelle Veränderungen, in: Hochschule im Sozialismus, S. 322ff. 
56   Vgl. Stutz / Kaiser / Hoßfeld: Jena als Experimentierfeld, in: Hochschule im Sozialismus, S. 301f. Siehe vor 
allem auch: Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 115.  
57    Vgl. Stutz / Kaiser / Hoßfeld: Jena als Experimentierfeld, in: Hochschule im Sozialismus, S.304. 
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sollten so die Forschungskooperationen vereinfacht werden.58 Jeder Sektion stand ein Direktor 
vor, dem wiederum ein Stellvertreter für Erziehung, Aus- und Weiterbildung und ein 
Stellvertreter für Forschung zur Seite standen.59 
Die jeweiligen Sektionsordnungen beziehungsweise Statuten der Sektionen von Ende 1968 und 
Anfang 1969, definierten die Zusammenarbeit „mit den fachverbundenen Industriezweigen und 
wirtschaftsleitenden Organen bei der Planung und Durchführung der Ausbildung und Erziehung, 
der Weiterbildung und der Forschung“60 als Hauptaufgabe. Im Rat der Sektion, der die Arbeit der 
jeweiligen Sektion beriet und kontrollierte, fanden sich nach dieser Vorgabe auch verantwortliche 
Vertreter der Praxis des jeweiligen Wissenschaftsgebietes.61 
    Am 1. Juli 1968 wurden die Institute der Bergakademie in zehn Sektionen und Einrichtungen 
mit Sektionscharakter umgebildet. Im Statut von 1973 sind die Sektionen Chemie, Geotechnik 
und Bergbau, Geowissenschaften, Maschinen- und Energietechnik, Mathematik, Metallurgie und 
Werkstofftechnik, Physik, Verfahren- und Silikattechnik, Sozialistische Betriebswirtschaftslehre 
und Marxismus-Leninismus aufgeführt.62 
 
Der Gesellschaftliche Rat 
 
Am 23. Oktober 1968 konstituierte sich der Gesellschaftliche Rat an der Bergakademie.63 Die 
Mitglieder waren Angehörige der Hochschule, der Sektionen, Direktorate und Delegierte der 
FDJ, des FDGB, der SED sowie Vertreter der Kooperationspartner aus der Industrie. 
Institutionen für den ersten Gesellschaftlichen Rat an der Bergakademie waren das Zentralinstitut 
für Gießerei in Leipzig, die Ministerien für Leichtindustrie, für Bauwesen und für 
Grundstoffindustrie, die Oberste Bergbehörde beim Ministerrat der DDR, das Staatssekretariat 
für Geologie, die SDAG Wismut, der VEB BHK „Albert Funk“ Freiberg, der VEB Chemie-
Kombinat Bitterfeld, die SED-Kreisleitung, die FDJ-Bezirksleitung, der Rat des Bezirkes Karl-
Marx-Stadt, der Rat der Stadt Freiberg, der Bezirksvorstand des FDGB Karl-Marx-Stadt, die 
FDJ-Hochschulleitung, die Hochschulgewerkschaftsleitung, die Hochschulparteileitung und das 
Wehrbezirkskommando.64 Wirtschaft und Gesellschaft sollten dadurch stärker in die Entwicklung 
                                                 
58    Ebd. 
59    Vgl. Seifert: Strukturelle Veränderungen, in: Hochschule im Sozialismus, S. 331ff. 
60    Sektionsordnung 1968, UAF, II 8 e 1, S. 84. 
61    Vgl. Sektionsordnung 1968, UAF, II 8 e 1, S. 23: Für die einzelnen Sektionsordnung hatten sich die Sektionen an 
vorgegebene Rahmenbedingungen zu halten. Die Einbindung der Industrievertreter in Entscheidungsprozesse 
gehörte selbstverständlich dazu. 
62    Vgl. Hempel: Studienarbeit, S. A 1251. 
63    Vgl. Beschlussprotokoll über die erste und konstituierende Sitzung des Gesellschaftlichen Rates am 23.10.1968, 
UAF, II 8 d 25, unpaginiert. 
64     Vgl. Aufstellung Mitglieder Gesellschaftlicher Rat, UAF, II 8 d 25, unpaginiert. 
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von Lehre, Forschung und Erziehung an den Universitäten und Hochschulen einbezogen 
werden.65  
    In den VVBs wurden bereits Ende 1966 Gesellschaftliche Räte gebildet, in denen wiederum 
Vertreter der Hochschulen saßen. Durch wechselseitige Delegation sollten diese Gremien eine 
enge Kooperation und Koordination zwischen Hochschule, Wirtschaft und Gesellschaft 
gewährleisten.66  
    Der Gesellschaftliche Rat war das „beratende und kontrollierende Organ“67 an der 
Hochschule. Er beriet den Rektor in Fragen der Zusammenarbeit mit wirtschaftlichen und 
gesellschaftlichen Partnern.68 Der Gesellschaftliche Rat kontrollierte außerdem die Einhaltung der 
„gesellschaftlichen Interessen“, das heißt, die „klassenmäßige Erziehung aller 
Hochschulangehörigen“.69 Weiterhin sollten über ihn die „Prinzipien der sozialistischen 
Demokratie“ durchgesetzt werden, was die Einbeziehung aller Hochschulangehörigen und 
Kooperationspartner in die Leitungstätigkeit des Rektors bedeutete. Traten Schwierigkeiten auf, 
konnten sich die Gesellschaftlichen Räte an das Ministerium für Hoch- und Fachschulwesen 
wenden.70 
                                                 
65    Ebd. 
66    Vgl. Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 110. 
67    Ebd., S. 112. 
68    Vgl. Gesellschaftlicher Rat, UAF, II 8 d 25, unpaginiert. 
69    Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 113. 
70    Vgl. Lambrecht: Die III. Hochschulreform, S. 113. 
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II. Die Bergakademie und ihre Verbindung zur Industrie in den Statuten 
 
Der Bergakademie Freiberg wurden von jeher intensive Verbindungen zur Industrie 
zugeschrieben.71 Erinnerungs- und Jubiläumsschriften zur Geschichte der Hochschule betonen 
die Vorzüge des traditionell montanwissenschaftlichen Profils in der Kooperation mit der 
Montan- und Grundstoffindustrie.72 An dieser Stelle wird die Zusammenarbeit vor und nach der 
Dritten Hochschulreform dargestellt, speziell das sogenannte Freiberger Arbeitsprogramm als 
Initiative der Hochschule. 
 
Kooperationen mit der Industrie bis zur Dritten Hochschulreform 
 
In der DDR genoss die Bergakademie Freiberg als einzige montan-wissenschaftliche Hochschule 
der Republik Vorteile. Der Ausbau der Schwerindustrie, des Bergbaus und der Stahlindustrie in 
den 1950er und frühen 1960er Jahren förderte die Entwicklung der Hochschule.73 Der Bedarf an 
Fachleuten in diesen Sektoren stieg in den „Aufbaujahren“ immens an.74 Die Bergakademie kam 
den Forderungen nach und konzentrierte sich zunächst mehr auf die Ausbildung von 
Fachkräften, denn auf angewandte Forschung für die Industriebetriebe.75 Zwischen 1946 und 
1950 fanden an der Bergakademie Sonderlehrgänge und Kurzkurse für erfahrene Bergleute, vor 
allem aus dem Braunkohlen- und Steinkohlenbergbau, statt. Die Industrieleitungen, wie die 
Deutsche Zentralverwaltung für Brennstoffindustrie oder das Ministerium für Industrie, 
übernahmen die Kosten der Lehrgänge.76 Die Industriebetriebe beziehungsweise die Gruben 
entsandten die Teilnehmer.77  
                                                 
71    Vgl. Schlegel: Wissenschaftliche Leistungen, S. 106 
72   Das weite Feld der Beziehungen der Hochschule in die Grundstoffindustrie behandeln zum Teil auch einige 
Beiträge zur Geschichte der Bergakademie in der Festschrift zur Gründung der Stipendienkasse aus dem Jahr 
2002. Weiterhin erschienen zahlreiche Freiberger Forschungshefte und Festschriften; u.a. Braunkohle in 
Forschung und Lehre an der Bergakademie Freiberg. Herausgegeben aus Anlass des 125. Geburtstages von Karl 
Kegel, 2001; Ein Leben für die Braunkohle. In Memoriam Erich Rammler, 2001; Rammler, Erich: Mein 
Berufsleben. Teile I bis III, Freiberg 2006 (Schriften des IEC, Heft 2). 
73    Vgl. Albrecht / Fuchsloch: Die Bergakademie Freiberg, S. 19. 
74    Vgl. Steiner: Von Plan zu Plan, S. 64f. 
75  Vgl. Schriftwechsel Prorektorat für Forschung 1949-1950, UAF, I PF 1, unpaginiert; vgl. auch: Übersicht 
Forschungs- und Entwicklungsaufgaben UAF, I PF 2/ 49 - I PF 2/ 58, unpaginiert: Trotzdem wurde die große 
Bedeutung der Forschung, vor allem auf den Gebieten der entsprechenden Bereiche des Kohlenbergbaus und 
der Kohlenverarbeitung, bereits 1949 an der Hochschule erkannt und gefördert. 
76   Vgl. Sonderkurse erfahrener Bergleute, Rektorat 1945-1950, UAF, 422 – 422 a/ 1-7a, 422 c/ 1 und 422 c/2: 
Auch für die Wismut AG bildete die Hochschule Fachkräfte aus. Vgl. dazu: Ausbildung von Fachkräften für 
den Bergbau durch die Wismut AG 1947-1948, Rektorat 1945-1950, UAF, 412/ 2. 
77    Vgl. Sonderkursus erfahrener Bergleute, Rektorat 1945-1950, 422 a/ 1, unpaginiert: Teilnehmer der Kurse waren 
Betriebsratsvorsitzende, Betriebsräte, Betriebsassistenten und Bergleute. 
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    Die Forschung an der Bergakademie wurde nach dem Ende des Zweiten Weltkriegs nur kurz 
unterbrochen. Bereits im Sommer 1945 forschten fast alle Wissenschaftler der Bergakademie in 
Technischen Büros an sowjetischen Aufträgen.78 Ab 1949 arbeiteten auch einige Wissenschaftler 
an Forschungs- und Entwicklungsaufgaben für die Industrie der DDR.79 
    Die Zusammenarbeit zwischen der Hochschule und der Industrie im Zeitraum von 1949 bis 
1957 hielt sich in Grenzen. Die Bergakademie bildete Nachwuchskräfte für die Industrie aus, 
aber eine engere Kooperation mit den Betrieben der Montan- und Grundstoffindustrie, gar ein 
konstruktiver Austausch, der die Ausbildung und Lehre an der Bergakademie förderte, fand bis 
dato nicht statt. Die Betriebe wurden eher als Konkurrent, der die Absolventen von einer 
wissenschaftlichen Laufbahn abwarb, denn als Partner gesehen.80 Bis Ende der 1950er Jahre 
überwogen die Forschungs- und Entwicklungsaufgaben, die die Hochschule anstieß.81 Einige der 
Arbeiten haben die Forscher im staatlichen Auftrag der Ministerien und ihrer Unterabteilungen 
durchgeführt.82 Auftraggeber waren unter anderem die Hauptverwaltungen Braunkohle, 
Steinkohle, Kali- und Nichterzbergbau, Nichteisenmetalle, Eisenindustrie und Gas beim 
Ministerium für Hüttenwesen und Erzbergbau und beim Ministerium für Industrie 
beziehungsweise für Schwerindustrie oder die Geologische Kommission.83 
 
„Freie Bahn der jungen Intelligenz“ – Das Freiberger Arbeitsprogramm von 1958 
 
Ernsthafte Bemühungen, die Zusammenarbeit zwischen der Hochschule und den 
Praxisbetrieben der Industrie enger zu gestalten, zeigten sich erst Ende 1958. Dies lag vor allem 
daran, dass nun die Staats- und Parteiführung forderte, die Kooperation zwischen den 
Hochschulen und der Industrie in Angriff zu nehmen.84 So bat Franz Dahlem, der 
stellvertretende Staatssekretär für das Hoch- und Fachschulwesen, am 22. August 1958 Rektor 
Härtig um die Aufstellung von Kaderbedarfsplänen für die Industrie.85 
                                                 
78    Vgl. Personalbögen A-Z, Technische Büros 1946, UAF, Rektorat 1945-1950, 851 b; Betreffend der Technischen 
Büros siehe auch: Arnold, Werner, Aus dem Leben der Bergakademie. Streifzüge durch die Geschichte der 
Bergakademie im Zeitraum von 1920 bis 1950, in: Zeitschrift für Freunde und Förderer der TU Bergakademie 
Freiberg, 1 (1991), Heft 1, S. 33-37; Fuchsloch, Norman, Prof. Dr. Friedrich Schumacher und die 
Entnazifizierung der Bergakademie. Ein Zufallsfund aus dem Archiv der Bergakademie, in: Zeitschrift für 
Freunde und Förderer der TU Bergakademie Freiberg, 5 (1998), S. 50-52.  
79    Vgl. Übersicht Forschungs- und Entwicklungsaufgaben UAF, I PF 2/ 49 - I PF 2/ 58, unpaginiert. 
80    Vgl. Schreiben Forschungsstelle Professor Spackeler an Dr. Matschke betreffend der Abwerbung der Studenten 
für die Industrie am 1.9.1956, UAF, I PF 3, unpaginiert.  
81    Vgl. Übersicht Forschungs- und Entwicklungsaufgaben UAF, I PF 2/ 49 - I PF 2/ 58, unpaginiert. 
82    Vgl. Forschungsplan 1957, UAF, I PF 7, unpaginiert. 
83    Vgl. Forschungsplan 1957, UAF, I PF 7, unpaginiert. 
84    Vgl. Schramm: Die Beziehungen der Universität Jena zu Carl Zeiss, in: Hochschule im Sozialismus, S. 664. 
85    Vgl. Dahlem an Härtig am 22.8.1958, Kaderangelegenheiten, UAF, I A 350, unpaginiert.  
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    Die Assistentenverordnung von 1957 und die Berufungspolitik, Ende der 1950er Jahre, 
bereiteten den Weg für die Kaderplanung an der Hochschule.86 Fortan zählte vor allem die 
politische Eignung der Absolventen für den Einsatz als Führungskraft in der Industrie oder als 
Wissenschaftler an den Universitäten und Hochschulen. An der Bergakademie fehlten Ende der 
1950er Jahre politisch loyale Kader, die auch fachliches geeignet waren. 
    Am 28. Oktober 1958 regte Dahlem die Ausarbeitung eines Dokuments an, das Vorschläge 
der Bergakademie zur Lösung der Kaderprobleme für eine anberaumte Diskussion mit 
Industrievertretern enthalten sollte.87 Die Freiberger Professoren entwarfen daraufhin ein 
Arbeitsprogramm, das folgende Punkte enthielt: Ermittlung des gegenwärtigen und künftigen 
Kaderbedarfs, unter Berücksichtigung der Entwicklungsperspektive der einzelnen 
Industriezweige; verstärkte Einführung der Vertragsforschung; verbesserte 
Absolventenvermittlung; Einsatz wissenschaftlicher Mitarbeiter der Bergakademie bei der Lösung 
besonderer Betriebsprobleme; Mitarbeit der Professoren in den technisch-ökonomischen Räten 
der VVB; verbesserter Austausch von Informationen, Koordinierung von Melde88- und 
Diplomarbeiten, Fortbildungen der Wirtschaftsfunktionäre der Betriebe, Vorträge von 
Fachleuten aus der Praxis an der Hochschule und Mitarbeit von Vertretern der VVB in den 
Fakultätsräten.89 
    In einer gemeinsamen Sitzung mit dem stellvertretenden Staatssekretär Dahlem und 20 VVB-
Leitern am 6. November 1958 wurde das Arbeitsprogramm an der Bergakademie beraten.90 In 
dieser Sitzung erörterte Dahlem die bis dato auftretenden Probleme in der Zusammenarbeit 
zwischen den Hochschulen und den Betrieben der Industrie detailliert. Unter anderem fehlte es 
an hilfreichem Erfahrungsaustausch zwischen den jungen Absolventen der Hoch- und 
Fachschulen und den Betrieben. Die Werkleiter bildeten sich nicht im Abend- oder Fernstudium 
oder in einem Industrie-Institut fort. Auch die Vertragsforschung kam keinen Schritt vorwärts, 
da die Betriebe diese nur als Belastung und Störung empfanden. Die Verbindung von 
                                                 
86     Vgl. Kaiser: Die Friedrich-Schiller-Universität 1949-1968/69, in: Traditionen, Brüche, Wandlungen, S.  
       636. 
87    Vgl. Dahlem an Härtig am 28.10.1958, Kaderangelegenheiten, UAF, I A 350, unpaginiert: Die Anregung kam 
von der TH Dresden, deren Senat bereits ein Arbeitsprogramm entwickelt hatte, das im „Neuen Deutschland“ 
vom 24.10.1958 gedruckt wurde. 
88   Vgl. Sektion Geowissenschaften, UAF, II 8 a 4, S. 184: Die Meldearbeit ist vergleichbar mit einer heutigen 
Studienarbeit. Aufgabe einer Meldearbeit war es, erstmals eine wissenschaftliche Aufgabe in einer bestimmten 
Zeit selbständig durchzuführen und zu lösen. Zur Arbeit zählten die Auswertung der Fachliteratur sowie die 
schriftliche Darlegung der wissenschaftlichen Aufgabe in verständlicher und textlich einwandfreier Form. Somit 
konnte die Meldearbeit zur methodischen Vorbereitung der Diplomarbeit dienen. 
89     Vgl. Arbeitsprogramm, Kaderplanung – Protokolle 1958, UAF, I A 348, unpaginiert. 
90    Vgl. Professorenversammlung mit Dahlem und Vertretern der VVB am 6.11.1958, Kaderplanung – Protokolle 
1958, UAF, I A 348, unpaginiert. 
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Vorlesungen mit der Produktionspraxis war an den Hochschulen weiterhin nicht befriedigend 
entwickelt.91 
    Ziel der Diskussion des Arbeitsprogramms war es nun, Vorschläge zu unterbreiten, wie sich 
künftig in den einzelnen Ausbildungszweigen das Verhältnis von Hoch- und 
Fachschulabsolventen zu den Produktionsarbeitern gestalten sollte. Anhand dieser Analyse 
könnten in Zukunft die Immatrikulation zielgerichteter, die Berufslenkung und der 
Absolventeneinsatz, d.h. der Kadereinsatz, gesicherter ablaufen.92 Dahlem hob einführend als 
Ziel die Lösung der „ökonomischen Hauptaufgabe“ bis 1961 hervor, die zur Erhöhung des 
Lebensstandards in der DDR und zum Einholen, gar Überholen des westdeutschen 
Lebensstandards führen sollte. Große Aufgaben, wie das Chemie-Programm, seien nur mit Hilfe 
der Arbeiterklasse, in Zusammenarbeit mit einer fachlich qualifizierten Intelligenz, der 
Einführung modernster Technik in den Betrieben und sozialistischer Arbeitsorganisation zu 
bewältigen. Die Situation erfordere es daher, die Betriebe mit Hoch- und Fachschulkadern 
wissenschaftlich zu durchsetzen.93 
    Das Resümee der Sitzung war, dass in allen Industriezweigen verlässliche Kader fehlten. 
Weiterhin zeigten sich alle Industrievertreter an einer Zusammenarbeit mit der Bergakademie 
interessiert, auch bestünden schon Verbindungen.94 Eine endgültige Lösung der Kaderfrage und 
der Problematik der Vertragsforschung wurde nicht erreicht, vielmehr kam es zum 
Erfahrungsaustausch der Industrievertreter, der Professoren der Bergakademie und der Vertreter 
der staatlichen Verwaltungen. Der Vertreter der VVB Walzwerke Berlin kritisierte, dass die 
Staatliche Plankommission die Kaderpläne nicht richtig aufgestellt habe.95 Bezüglich der 
Vertragsforschung stellte der Professor für Markscheidekunde, Karl Neubert, fest, dass die 
Bergakademie die Praxisbetriebe mehr für Vertragsforschung interessieren müsse, denn die 
Forschung bliebe liegen, wenn sie nicht finanziell übernommen würde.96 Der Rektor meinte 
dann, dass es im Grunde keine Trennung zwischen Zweck- und Grundlagenforschung gäbe. 
Friedrich Erdmann-Jesnitzer erklärte, dass für eine verstärkte betriebsgebundene Forschung in 
den Betrieben eigene Forschungs- und Entwicklungsstellen fehlten. Erich Rammler, der 
stellvertretende Direktor des Deutschen Brennstoffinstitutes (DBI), berichtete dazu, dass in 
einigen Betrieben schon Forschungs- und Entwicklungsstellen gebildet seien. Im Sektor Kohle 
                                                 
91   Vgl. Professorenversammlung mit Dahlem und Vertretern der VVB am 6.11.1958, Kaderplanung – Protokolle 
1958, UAF, I A 348, unpaginiert. 
92    Ebd. 
93    Ebd. 
94    Ebd: So der Vertreter der VVB Eisenerz-Roheisen Saalfeld. 
95    Ebd. 
96    Ebd. 
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bestünde zudem schon lange Vertragsforschung mit der Bergakademie, meist griffen 
Projektierungsbüros auf die Hochschule zurück.97 
    Unmittelbar im Anschluss folgte am selben Tag eine Besprechung zum Arbeitsprogramm 
zwischen dem stellvertretenden Staatssekretär Dahlem und Absolventen der Arbeiter-und-
Bauern-Fakultät der Bergakademie, die nun im Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen, 
im ZK der SED, in der Montanindustrie oder an der Hochschule wirkten.98 Das 
Arbeitsprogramm fand bei den 30 Absolventen ebenfalls Zustimmung. Sie kamen ebenfalls zu 
dem Schluss, dass Mitarbeiter fehlten, um das Ziel der wissenschaftlichen Durchdringung mit 
loyalen Kadern der Betriebe zu erreichen. Problematisch wirkten sich vor allem die 
Republikflucht vieler Wissenschaftler und die Werbung der NVA um junge Leute aus. Weiterhin 
kämen junge Kader oftmals ohne praktische Erfahrung schnell in leitende Stellen.99 Letztlich 
forderte der Direktor der Arbeiter-und-Bauer-Fakultät, Gottschalk, die Absolventen auf, die 
Punkte des Arbeitsprogramms in ihren Betrieben und VVB umzusetzen.100 
    Auch im Neuen Deutschland lobte man das Arbeitsprogramm unter dem Titel „Freie Bahn 
der jungen Intelligenz. Beispielhaftes Arbeitsprogramm der Bergakademie Freiberg und der 
Vereinigung Volkseigener Betriebe der Berg- und Hüttenindustrie.“101  
    Am 19. Dezember 1958 kam es zu einem zweiten Treffen mit den Hauptdirektoren der VVB, 
den Professoren und dem Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen zur Abstimmung der 
erarbeiteten Kaderpläne und Schemata für die Besetzung der Betriebe mit Hochschulkadern.102 
    Der Rektor wies in diesem Zusammenhang auf die Notwendigkeit von weiteren 
Besprechungen hin, denn die laufende Absolventenvermittlung zeige, dass keinerlei Abstimmung 
zwischen den anfordernden VVB und den übergeordneten Stellen erfolgte.103 Der Rektor und 
weitere Professoren bemängelten weiterhin, dass von einigen VVB keine Vertreter anwesend 
waren. Selbst der Vertreter der Staatlichen Plankommission, Macher, beanstandete, dass derart 
wenige Vertreter der Industrie präsent waren, obwohl die Aufstellung realer Kaderbedarfspläne 
von so großer Bedeutung wäre.104 
                                                 
97    Vgl. Professorenversammlung mit Dahlem und Vertretern der VVB am 6.11.1958, Kaderplanung – Protokolle 
1958, UAF, I A 348, unpaginiert. 
98     Ebd. 
99     Ebd. 
100  Vgl. Besprechung von Herrn Dahlem und Absolventen der ABF der BAF am 6.11.1958, Kaderplanung – 
Protokolle 1958, UAF, I A 348, unpaginiert. 
101   Vgl. Neues Deutschland, 13. Jahrgang 1958 vom 2.12.1958. 
102   Vgl. Professorenversammlung mit Dahlem und Vertretern der VVB am 19.12.1958, Kaderplanung – Protokolle 
1958, UAF, I A 348, unpaginiert. 
103   Vgl. Professorenversammlung mit Dahlem und Vertretern der VVB am 19.12.1958, Kaderplanung – Protokolle 
1958, UAF, I A 348, unpaginiert. 
104    Ebd. 
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    Bis zum 15. Januar 1959 wurden die erforderlichen Rahmennomenklaturen, in Form von 
Schemata für bestimmte Betriebsgrößen – klein, mittel, groß – in Abstimmung mit den VVB 
durch die Universitäten und Hochschulen an die Staatliche Plankommission gemeldet. Bis Mitte 
April 1959 stellten die Betriebe die endgültigen Nomenklaturen, das heißt, den tatsächlichen 
Bedarf an Kadern in leitenden Funktionen, auf. Die zuständigen Organe, die Staatliche 
Plankommission und das Staatssekretariat für das Hoch- und Fachschulwesen, entwarfen 
daraufhin für die Jahre 1960 bis 1970 eine Aufstellung der Kaderbedarfsentwicklung für die 
Volkswirtschaft der DDR.105 
 
Der Kadermangel als Problem zwischen 1959 und 1967 
 
Der Mangel an politisch zuverlässigen Absolventen war akut und nicht so schnell zu lösen. 
Anfang April 1959 führte Dahlem aus, dass bis 1965 750.000 Arbeitskräfte fehlten. Es fehlten 
auch an der Bergakademie die gewünschten Studienbewerber. So klagte die Arbeiter-und-Bauern-
Fakultät über zu wenige Bewerber, nur 20 statt 200. Gemeinsam suchte man nach Vorschlägen, 
das Problem zu lösen.106 Der Rektor der Hochschule berichtete aber auch Erfreuliches über die 
Umsetzung des 6-Punkte-Arbeitsprogramms. So sei die Vertragsforschung in verstärktem Maße 
angelaufen, sogenannte Zentrale Arbeitskreise zu bestimmten Forschungsthemen entstanden. 
Eine engere Beziehung zwischen der Bergakademie und den Betrieben drückte sich weiterhin in 
Kurzlehrgängen, Sommerkolloquien und Absolvententreffen aus.107 
    Anfang Mai 1961 fand wieder eine gemeinsame Beratung zur Verbesserung der 
Zusammenarbeit der Industriezweige mit der Bergakademie statt. Vertreten waren die Staatliche 
Plankommission und das Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen, Repräsentanten der 
VVB und einzelner Betriebe sowie die Professoren und Dozenten der Hochschule und Vertreter 
von Ingenieurschulen. Die Bergakademie berichtete, dass die Zusammenarbeit mit den 
Industriezweigleitungen in der Forschung prinzipiell gut sei.108 Gute Erfahrungen sammelte man 
mit der Bildung sozialistischer Arbeitsgemeinschaften im Institut für Tagebaukunde, bei den 
                                                 
105   Ebd. 
106  Vgl. Aktennotiz über eine Besprechung der Professoren, der 1. Sekretäre der Partei mit Dahlem im Rektorat am 
9.4.1959, Kaderplanung – Protokolle 1958, UAF, I A 348, unpaginiert: Unter anderem wurde ein verkürztes 
Hochschulstudium für befähigte Fachschulabsolventen diskutiert, die Reorganisation des Stipendienwesens 
sowie ein kombiniertes Direkt- und Fernstudium. 
107  Vgl. Handschriftliches zu Besprechung mit Dahlem im Rektorat am 9.4.1959, Kaderplanung – Protokolle 1958, 
UAF, I A 348, unpaginiert: Negativ sei, dass von der Mitarbeit der Wissenschaftler in den technisch-
ökonomischen Räten der VVB noch kein Gebrauch gemacht wurde. 
108  Vgl. Protokoll zu Tagung vom 4. – 5.5.1961, Kaderbedarf 1960 – 1964, UAF, I A 352/1, unpaginiert: 
Interessanterweise findet sich im Protokollentwurf lediglich die Redewendung: „Die Zusammenarbeit der 
Industriezweigleitungen mit der Bergakademie auf dem Gebiet der Forschung ist befriedigend.“  
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Geologischen Abteilungen der VVB Eisenerz-Roheisen, im Bereich der Nichteisen-Metallurgie 
und am Institut für Mineralogie und Lagerstättenlehre. Forschungsarbeiten in sozialistischen 
Arbeitsgemeinschaften, vor allem unter Heranziehung verwandter Wissenschaftszweige, wurden 
empfohlen.109 
    Trotz dieser positiven Tendenzen zogen sich die Probleme in der Kaderbedarfsplanung lange 
Jahre hin. Die Realisierung der Zusammenarbeit ließ zwischen 1959 und 1963 zu wünschen 
übrig.110 Ende 1963 wurde erneut festgestellt, dass die Industrie wenig Interesse an den 
Plandiskussionen hatte und die Hochschulen auf sich allein gestellt waren.111 Helmut Härtig, 
Professor für Tagebaukunde, hatte jedoch die Hoffnung, dass „die Sache jetzt vielleicht doch 
besser klappen wird.“112 Dem war nicht so. Fünf Monate später, im Februar 1964, fehlten für die 
Perspektivplanung noch immer die zugesagten Entwicklungs- und Kaderprogramme der 
Industrie.113 
    Mit der zweiten wissenschaftlich-ökonomischen Konferenz an der Bergakademie im Jahr 1963 
hob die Hochschule, neben der künftigen Konzentration auf volkswirtschaftliche 
Schwerpunktaufgaben und der exakten Planung der Forschungsarbeit, eine bessere 
Kooperationsarbeit mit der Industrie nochmals explizit unter der Parole „Wissenschaft als 
Produktivkraft“ hervor.114 
    In der Folgezeit wurden Vereinbarungen mit staatlichen Institutionen und der Wirtschaft zur 
engeren und koordinierten Zusammenarbeit abgeschlossen. So am 2. Dezember 1965 ein Vertrag 
mit dem Volkswirtschaftsrat der DDR. Es folgten Rahmenvereinbarungen über die 
wissenschaftlich-technische Zusammenarbeit mit den verschiedenen Industriezweigen. Am 22. 
Januar 1966 mit der Kohleindustrie, am 26. August 1966 mit dem Ministerium für Erzbergbau, 
Metallurgie und Kali und am 5. Januar 1967 mit dem Ministerium für Grundstoffindustrie. 
Daraufhin wurden Kooperationsverträge mit 22 VVB ausgehandelt. Auf der Grundlage dieser 
Verträge fanden unter anderem der Personalaustausch von Mitarbeitern der Industrie und 
Wissenschaftlern der Bergakademie sowie die Absprache der Ausbildungs- und Studienpläne 
                                                 
109    Vgl. Protokoll zu Tagung vom 4. – 5.5.1961, Kaderbedarf 1960 – 1964, UAF, I A 352/1, unpaginiert. 
110  Vgl. Besprechung am 26.10.1963. Ausführungen Prof. Härtig, Kaderbedarf 1960 – 1964, UAF, I A 352/1, 
unpaginiert.  
111    Ebd.  
112   Ebd.: Ausführungen Prof. Härtig. Auch das Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen legte Wert auf die 
Mitarbeit der VVB bzw. Industriezweigleitungen. 
113    Vgl. Aktennotiz vom 6.2.1964, Kaderbedarf 1960 – 1964, UAF, I A 352/1, unpaginiert,. 
114  Vgl. Rektor und Senat der Bergakademie Freiberg (Hrsg.): Festschrift zur Zweihundertjahrfeier am 13. 
November 1965, Band 2, S. 13. 
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statt.115 Weiterhin beschloss der Senat in seiner Sitzung am 11. April 1967 einige Vertreter der 
Praxis aufzunehmen.116 
 
Kooperationen nach der Dritten Hochschulreform 
 
Schon vor der Dritten Hochschulreform in den 1960er Jahren bestanden Vereinbarungen mit 
Industriepartnern. Die Zusammenarbeit fand meist auf informeller Basis statt. Die Betriebe der 
Montanindustrie suchten trotz anfänglicher Begeisterung über das Freiberger Arbeitsprogramm 
kaum die Kooperation mit der Hochschule. Erst Mitte der 1960er Jahre kam es zur 
Verrechtlichung der Hochschul-Industrie-Beziehungen durch Verträge. Mit dem Abschluss der 
Hochschulreform stieg der Umfang der Vertragsbeziehungen und damit der Vertragsforschung 
sprunghaft an.117 
    Bereits 1970 konnten zahlreiche Koordinierungsvereinbarungen zwischen der Bergakademie, 
auch konkreter zwischen einzelnen Sektionen und den VVB, getroffen werden. Unter anderem 
mit den VVB Elektrochemie und Plaste (Sektion Chemie), VVB Zuschlagstoffe und Natursteine 
Dresden (Sektion Verfahrens- und Silikattechnik), VVB Mineralöle, VVB Braunkohle Cottbus, 
VEB Carl Zeiss Jena, VVB Kali, der SDAG Wismut.118 Nicht wenige 
Kooperationsvereinbarungen fanden sich damals in Vorbereitung.119 
    Die Vereinbarungen mit den Kooperationspartnern aus der Industrie orientierten sich am 
Profil der Bergakademie.120 Zum Beispiel arbeitete der Bereich Werkstoffe mit dem Betriebsteil 
Spurenmetalle Freiberg des VEB Halbleiterwerk Frankfurt/ Oder und dem VEB Mansfeld 
Kombinat „Wilhelm Pieck“ sowie dem Forschungszentrum für Nichteisen-Metalle zusammen. 
Ziel war es, das wissenschaftliche Potential im Freiberger Raum zu nutzen und eine schnelle 
Überführung der Forschung in die Produktion zu garantieren.121 
    Ein Ziel der Hochschulreform war es, die Hochschulen auf die volkseigene Industrie 
auszurichten. Im Fall der Bergakademie also auf die Montan- und Grundstoffindustrie. Einerseits 
                                                 
115   Vgl. Schlegel: Wissenschaftliche Leistungen, S. 111. 
116   Vgl. Senatssitzung vom 11.4.1976, UAF, I A 292/ 6, Blatt 78.  
117   Vgl. Schramm: Die Beziehungen der Universität Jena zu Carl Zeiss, in: Hoßfeld / Kaiser / Mestrup: Hochschule 
im Sozialismus, S. 656: Schramm beschreibt das Zustandekommen der Vertragsbeziehungen an der Universität 
Jena in vergleichbarer Weise. 
118 Vgl. Prorektorat für Wissenschaftsentwicklung, Forschungen, UAF, II 15/ 12, unpaginiert: Die 
Koordinierungsvereinbarungen basierten auf zuvor zwischen den Industrieministerien und dem Ministerium für 
Hoch- und Fachschulwesen getroffenen Vereinbarungen. 
119   Vgl. Prorektorat für Wissenschaftsentwicklung, Forschungen, UAF, II 15/ 12, unpaginiert. 
120   Vgl. Prorektorat für Wissenschaftsentwicklung, Profillinien 1970/1971, UAF, II 1 5/ 7, unpaginiert. 
121   Ebd.: Weitere Partner waren die Akademie der Wissenschaften, die Ministerien für Leichtindustrie, für Schwer-
industrie, für Elektrotechnik und Elektronik sowie für Erze, Metallurgie und Kali. 1974 bildete sich nach 
Ministerratsbeschluss zur Verstärkung und Koordinierung der Rohstoffarbeiten im Raum Freiberg ein 
Kooperationsverband. 
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sollten mit der Konzentration der Forschung die Produktionsinteressen der Industrie 
durchgesetzt werden, andererseits sollte in einer künftigen Zusammenarbeit der ideologisch 
genehme wissenschaftliche Nachwuchs gesichert werden.122 
    Durch die Vertreter der Industrie im Gesellschaftlichen Rat und in den Räten der Sektionen 
erhielt die Bergakademie viele Impulse und konstruktive Hinweise für die ständige Verbesserung 
der Praxisbezogenheit des Studiums, so Rektor Strzodka in einem Referat am 15.12.1976.123 Er 
zog weiter Bilanz. Im Arbeitsplan der Hochschule wurden konkrete Festlegungen getroffen, die 
die Sektionen weiter präzisierten und umsetzten. Knapp 80 % der studentischen 
Forschungsarbeiten dienten der Lösung „volkswirtschaftlich notwendiger und gesellschaftlich 
bedeutsamer Aufgabenstellungen.“124 Die Zusammenarbeit zwischen der Hochschule und der 
Industrie wird an dieser Stelle nicht weiter dargestellt. Zusammenfassend ist zu sagen, dass sich 
die Beziehungen intensivierten. Die Regelung der Zusammenarbeit mit den Industriebetrieben 
fand ihre institutionelle Verankerung in der Verordnung von 1970 und dem Statut der 
Bergakademie von 1973. Die Sektionen und der Gesellschaftliche Rat trugen zur Verflechtung 
von Hochschule und Praxisbetrieben bei. Die konkreten Wirkungen der zunehmenden 
Verbindung seit der Dritten Hochschulreform werden an anderer Stelle dargestellt. 
 
III. Versuch einer Bilanz 
 
1998 führte Werner Arnold in seiner Bilanz zur Dritten Hochschulreform in der Zeitschrift für 
Freunde und Förderer der Technischen Universität Bergakademie Freiberg aus, dass die 
eigentlichen Arbeitsergebnisse der Reform nicht wirksam geworden wären.125 Die neue Struktur, 
unter anderem die Sektionsbildung, „hätte eine brauchbare Basis bilden können, auch für eine 
bessere Zusammenarbeit zwischen den neu gebildeten Wissenschaftsbereichen. Diese wurde aber 
weitgehend verhindert bzw. zurückgedrängt durch andere Forderungen: Es wurde besonders das 
Ziel der Entwicklung einer sozialistischen Hochschule vorangestellt, dem sich nahezu alles 
andere unterzuordnen hatte. […] Vor allem waren viele Maßnahmen nicht bis zum Ende 
durchdacht, so daß im Laufe der Zeit manches wieder zurückgenommen werden musste. […] 
Während das Kontrollieren immer größeren Umfang annahm, blieb das Koordinieren – eine der 
                                                 
122  Vgl. Vgl. Schramm: Die Beziehungen der Universität Jena zu Carl Zeiss, in: Hoßfeld / Kaiser/ Mestrup: 
Hochschule im Sozialismus, S. 657. 
123  Vgl. Referat Rektor am 15.12.1976, Prorektorat für Wissenschaftsentwicklung, Wissenschaftlicher und Gesell-
schaftlicher Rat, UAF, II 15/ 11 unpaginiert. 
124    Ebd. 
125    Vgl. Arnold, Werner: 1968 – vor dreißig Jahren: 3. Hochschulreform in der DDR, in: Freunde und Förderer der 
Technischen Universität Bergakademie Freiberg (Hrsg.): Zeitschrift für Freunde und Förderer der Technischen 
Universität Bergakademie Freiberg, 5. Jahrgang / 1998, Freiberg 1998, S. 48. 
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wichtigsten Aufgaben bei einer derartigen Struktur – weitgehend auf der Strecke. Zunehmend 
wurde die Funktion des Sektionsdirektors, seiner Stellvertreter, vor allem aber der Sekretäre mit 
politisch gut ausgewiesenen Personen besetzt.“126 
    Zusammenfassend ist zu sagen, dass die Zusammenarbeit zwischen der Hochschule und den 
Industriebetrieben mit der Dritten Hochschulreform stärker von Staatswegen forciert wurde. 
Verbindungen zur Industrie bestanden an der Bergakademie bereits vor der Dritten 
Hochschulreform. Diese waren eher informell und ohne Zwischenschaltung des Ministeriums für 
Hoch- und Fachschulwesen oder einer anderen Planinstanz wie der Staatlichen Plankommission 
oder der SED zustande gekommen.  
    Die Initiative zu einer engeren Kooperation mit der Industrie regte erst 1958 das damalige 
Staatssekretariat für Hoch- und Fachschulwesen an. Das Freiberger Arbeitsprogramm wurde von 
der Industrie und den Vertretern des Staatssekretariates und der Industrieministerien sehr 
begrüßt. Seine Umsetzung ließ allerdings zu wünschen übrig. Die VEB und VVB zeigten wenig 
Interesse beziehungsweise hatten kaum Anlass an einer kooperativen Arbeit mit der Hochschule.  
    Erst 1963, mit der Wirtschaftsreform des NÖSPL, wurden die Gedanken einer verstärkten 
Zusammenarbeit für das Vorankommen der DDR-Wirtschaft von der Bergakademie wieder 
aufgenommen. Nach der Dritten Hochschulreform nahm die Zahl der Vertragsbeziehungen 
zu.127 In den Verträgen war unter anderem die Arbeit der Vertreter der Industrie in den 
Sektionsräten und dem Gesellschaftlichen Rat geregelt. Mit ihren Erfahrungen in der Praxis 
nahmen sie Einfluss auf die Konzeption von neuen Ausbildungs- und Studienplänen. Dagegen 
saßen die Wissenschaftler der Bergakademie in den Gesellschaftlichen Räten der Betriebe der 
VVB und halfen bei der Lösung anfallender Probleme. Mit der Verordnung von 1970 und dem 
Statut der Bergakademie von 1973 wurde die Aufnahme von Kooperationsbeziehungen zwischen 
der Hochschule und den Industriebetrieben erstmals allgemeingültig verbindlich. Inwiefern die 
Zusammenarbeit fruchtete, das heißt, ob in den folgenden Jahren Forschungsergebnissen in der 
Produktion umgesetzt wurden, kann zu an dieser Stelle nicht beurteilt werden. Hier sei auf 





                                                 
126   Ebd., S. 47ff.: Er bezieht sich hier auf die Abschaffung des Vorpraktikums und die verkürzte Studiendauer, die 
im Laufe der Zeit wieder zurückgenommen wurden, da sie sich nicht bewährten.. 
127   So auch Manuel Schramm für die Universität Jena: vgl. Schramm: Die Beziehungen der Universität Jena zu Carl 
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